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[S. 46] Art. 1. 
Das Baugesetz für Ortschaften mit städtischen Verhältnissen vom 23. April 1893 wird 
folgendermaßen abgeändert und ergänzt: // [S. 47] 
§ 8 a. Zur Aufstellung und Durchführung eines zweckmäßigen Bebauungsplanes für ein 
größeres Gebiet können sich mehrere Gemeinden zu einem Verband vereinigen. 
§ 8 b. Wo das Bedürfnis es erfordert, stellt der Regierungsrat über das Gebiet 
verschiedener Gemeinden unter Fühlungnahme mit ihren Behörden einen Gesamtplan 
auf, in welchem das Verkehrsstraßennetz, die Grundlagen für die Wasserversorgung 
und für die Ableitung der Abwasser, die für öffentliche Anlagen erforderlichen Gebiete, 
die Industriegebiete, die land- und forstwirtschaftlich benützten Gebiete und die 
Wohngebiete enthalten sind. Die Bebauungspläne der Gemeinden haben sich diesem 
Gesamtplan anzupassen. 
§ 17 a. Sofern an Straßen I. und II. Klasse eine Gemeinde trotz wiederholter 
Aufforderung die Aufstellung oder Abänderung von Bau- und Niveaulinien unterläßt, ist 
die Direktion der öffentlichen Bauten berechtigt, einen Vorschlag für Bau- und 
Niveaulinien auf Kosten der Gemeinde auszuarbeiten und ihr zur Festsetzung der Bau- 
und Niveaulinien innert Frist zuzustellen. Nach unbenütztem Fristablauf ist sie befugt, 
an Stelle der Gemeinde die Festsetzung, öffentliche Bekanntmachung und Vorlage an 
den Regierungsrat vorzunehmen. 
§ 38. An die Kosten der Erstellung von Abzugsdolen im Straßengebiet haben die 
Eigentümer der anstoßenden Grundstücke angemessene Beiträge zu leisten, ebenso 
die Eigentümer der übrigen Grundstücke, soweit sie davon Nutzen ziehen. Die Beiträge 
werden durch Verordnung der Gemeinde festgesetzt, wobei die Summe der Beiträge 
höchstens auf die Kosten eines nur für die Bedürfnisse der beteiligten Grundstücke 
berechneten Kanals in der betreffenden Straße ansteigen darf. 
Für den Fall der Einführung der Schwemmkanalisation oder eines andern 
Kanalisationssystems können die Gemeinden die Anpassung und den Umbau der 
Entwässerungsanlagen bereits bestehender Gebäude auf Grund besonderer 
Vorschriften und Normalien fordern. 
Die Erlasse der Gemeinden unterliegen der Genehmigung durch den Regierungsrat. 
// [S. 48] 
§ 41. An die Kosten der Anlage und des Ausbaues von Trottoiren mit Einschluß des 
Landerwerbes haben die Eigentümer der anstoßenden Grundstücke der Anstoßlänge 
entsprechende Beiträge zu leisten. Diese werden durch Verordnung geregelt, und zwar 
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durch den Regierungsrat, soweit der Staat Beiträge bezahlt, im übrigen durch die 
Gemeinde. Dabei darf die Summe der Anstößerbeiträge die Hälfte der Kosten nicht 
übersteigen. Die Verordnung der Gemeinde unterliegt der Genehmigung durch den 
Regierungsrat. 
Wo nur ein Trottoir angelegt oder ausgebaut wird, haben die Eigentümer der 
anstoßenden Grundstücke zwei Drittel die der gegenüberliegenden Grundstücke einen 
Drittel des auf die Anstößer entfallenden Beitrages zu leisten. Wird später auch das 
gegenüberliegende Trottoir erstellt oder ausgebaut, so werden die Kosten in 
entsprechender Weise verteilt. 
Wird nachträglich die Anlage von Einfahrten im Interesse einzelner Grundeigentümer 
notwendig, so haben diese die entstehenden besonderen Kosten zu tragen. 
Unterhalt und Reinigung der Trottoire sind Sache der Gemeinde. 
§ 54. Abs. 1 unverändert. 
Gebäude mit freistehenden Seitenfronten dürfen hinter die Baulinie zurückgesetzt 
werden. Der Gemeinderat ist befugt, ausnahmsweise auch andere Bauten hinter der 
Baulinie zu gestatten, insbesondere wenn mehrere unter sich zusammenhängende 
Gebäude nach einem einheitlichen Plane erstellt werden. 
Die Gebäudefront muß mit der Baulinie parallel laufen. Wenn die Sonnenlage oder 
andere Verhältnisse es rechtfertigen, kann ausnahmsweise von dieser Bestimmung 
abgewichen werden. 
§ 67. Wenn zwischen der Straßengrenze und dem Gebäude ein freier Raum verbleibt, 
hat der Eigentümer längs der Straße das Grundstück mit Sockel und Zaun oder durch 
Stellriemen einzufriedigen oder den freien Raum in gut begehbarem Zustande offen zu 
halten. // [S. 49] 
Die Gemeinden können durch Verordnung Bestimmungen über Einfriedigungen 
aufstellen, die von diesen Vorschriften abweichen. Die Verordnung unterliegt der 
Genehmigung des Regierungsrates. 
Mauern, die zur Sicherung des gewachsenen Bodens dienen, sind da, wo die 
Geländeverhältnisse es rechtfertigen, zulässig. Mauern, die zur Sicherung von 
Auffüllungen dienen, sind wie Einfriedigungen zu behandeln. 
§ 68. Die Gemeinden sind verpflichtet, für das dem Baugesetz in vollem Umfange 
unterstellte Gebiet Bauordnungen aufzustellen. Diese dürfen nicht hinter den 
Anforderungen des Gesetzes zurückstehen, ausgenommen für Zonen, die in den 
Bauordnungen als Industriegebiete ausgeschieden sind. 
Um eine zweckmäßige Überbauung einzelner Gebiete nach einheitlichen Plänen zu 
ermöglichen, können in den Bauordnungen an Stelle der Abstandsvorschriften 
Bestimmungen über das Maß der Ausnützung des Baugrundes aufgestellt werden. 
Dabei muß die planmäßige Überbauung ohne Vermehrung der Wohndichtigkeit 
gesichert sein. Die sich aus § 104 ergebenden Rechte der an derartigen Gebieten nicht 
beteiligten Grundeigentümer bleiben vorbehalten. 
§ 68 a. Für Gebiete, die dem Gesetz im Sinne seines § 1, Abs. 2, unterstellt sind, 
können die Gemeinden ebenfalls Bauordnungen auf stellen. Diese dürfen nicht hinter 
den Anforderungen des Einführungsgesetzes zum Zivilgesetzbuch zurückstehen. 
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§ 68 b. Wenn Private über eine Quartieranlage besondere Bauvorschriften aufstellen, 
dürfen diese mit Bezug auf Gesundheits-, Sicherheits- und Feuerpolizei nicht hinter den 
gesetzlichen Anforderungen zurückstehen. Solche Vorschriften unterliegen der 
Genehmigung durch den Gemeinderat, welcher berechtigt ist, die Eintragung in das 
Grundbuch zugunsten der Gemeinde anzuordnen. 
§ 68 c. Sowohl für die Bauordnungen nach den §§ 68 und 68 a, als auch für die 
Bauvorschriften nach § 68 b ist die Genehmigung des Regierungsrates einzuholen. 
// [S. 50] 
§ 74. Alle zum Aufenthalt von Menschen dienenden Räume müssen wenigstens 2,4 m 
lichte Höhe haben. Bei Räumen im Dachstock muß wenigstens für die Hälfte der 
Bodenfläche jeden Raumes diese Höhe vorhanden sein 
Bei Gebäuden mit nicht mehr als zwei Geschossen darf die lichte Höhe der Räume auf 
2,3 m herabgesetzt werden. 
§ 79 a. Die Gemeinden können in den Bauordnungen Bestimmungen für Bauten in 
Holz und Holzfachwerk oder nach gleichwertigen Ersatzbausystemen aufstellen, die 
von den §§ 78 und 79 abweichen. Solche Bauten sollen jedoch nicht mehr als zwei 
Geschosse erhalten und, wenn sie aneinandergebaut sind, durch Brandmauern im 
Sinne von § 82 von einander getrennt sein. 
§ 82. Zwischen zusammengebauten Gebäuden sind massive Mauern (Brandmauern) 
zu errichten. Diese müssen entweder 0,3 m über die Dachfläche hinausragen oder mit 
einer wenigstens 0,1 m dicken Eisenbetonplatte gedeckt werden, die seitlich unter den 
Dachflächen wenigstens 0,4 m über die Mauer vorspringt. Die Dachhaut ist über der 
Eisenbetonplatte in Mörtel aufzuziehen. Bei Kleinhäusern darf die Eisenbetonplatte 
oder die Überhöhung weggelassen werden. Hölzerne Dachgesimse sind bei den 
Brandmauern durch nicht brennbares Material zu unterbrechen. 
Bei mehrgeschossigen Bauten müssen die Brandmauern oben mindestens eine Stärke 
von 0,25 m besitzen. Bei Einfamilienhäusern von höchstens zwei Stockwerken kann 
die Gemeindebehörde die Herabsetzung dieses Maßes bis auf 0,15 m bewilligen. 
Holzteile dürfen nur bis 0,06 m an die Mauermitte heranreichen. Bei dünnen 
Brandmauern darf der Gemeinderat das Einlassen von Holzbalken unter sichernden 
Bedingungen zulassen. 
Das Anbringen von Durchgängen in Brandmauern ist zulässig, im Dachgeschoß und 
Kehlboden jedoch nur, wenn der Ausbau feuersicher ist. In jedem Fall müssen 
feuersichere und leicht zu handhabende Verschlüsse angebracht werden. // [S. 51] 
§ 87. Zwischen je zwei Geschossen ist eine Pflasterdecke oder bei Anwendung von 
Holzdecken eine feuersichere Isolierschicht anzubringen, ausgenommen beim 
Einfamilienhaus mit nicht mehr als zwei Geschossen. 
§ 89. In Gebäuden mit mehr als zwei Geschossen müssen mindestens folgende 
Breitenmaße (Lichtmaße) eingehalten werden: Für die Haustüre 1 m, für die Zugänge 
zur Treppe im Erdgeschoß, für die Treppen mit Einschluß der Wangen und für die 
Gänge 1,2 m. 
In Gebäuden von nicht mehr als zwei Geschossen dürfen diese Mindestmaße auf 1 m, 
bei Einfamilienhäusern auf 90 cm herabgesetzt werden. 
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§ 90. Die Wände des Treppenhauses müssen feuersicher sein. Hölzerne Haupttreppen 
sind mit Gips- oder Pflasterdecken zu versehen. Diese Vorschriften finden keine 
Anwendung bei Einfamilienhäusern mit nicht mehr als zwei Geschossen. 
Abs. 2 unverändert. 
§ 98 a. Der Regierungsrat erläßt über die Erstellung und den Betrieb von 
Beförderungsanlagen für Personen und Waren (zum Beispiel für Aufzüge, Rolltreppen, 
Rollrampen, Transportbänder und dergleichen) Vorschriften und Strafbestimmungen, in 
denen er für Zuwiderhandlung Haft oder Buße oder beides zusammen androhen kann. 
Diese finden im ganzen Kantonsgebiet Anwendung. 
§ 104. Privatrechtliche Einsprachen von Grundeigentümern gegen Bauten auf 
Nachbargrundstücken können gestützt werden auf: 
a) die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches und des Einführungsgesetzes zum 

Zivilgesetzbuch, soweit sie neben den Bestimmungen dieses Gesetzes Anwendung 
finden; 

b) die Bestimmungen dieses Abschnittes; 
c) die weiteren Bestimmungen dieses Gesetzes, welche sich beziehen auf die 

Abstände (§§ 55 bis 59), auf die an der Grenze stehenden Brandmauern (§ 83), auf 
das Anbringen von Türen und Fenstern (§ 85) und auf die // [S. 52] 
gesundheitsschädliche und lästige Benützung des Eigentums (§§ 96 und 101); 

d) die Bestimmungen der Bauordnungen der Gemeinden über die Abstände, soweit 
nicht von den zuständigen Behörden Ausnahmebewilligungen erteilt worden sind. 

Andere Einsprachegründe sind ausgeschlossen. 
§ 116. Umbauten oder eingreifende Zweckänderungen an Gebäuden, die dem Gesetz 
nicht in allen Teilen entsprechen, sind zulässig, wenn durch die Änderungen 
angemessene Verbesserungen erzielt werden und nicht eine nach dem Baugesetz 
oder den Bauordnungen unzulässige vermehrte Ausnützung bezweckt wird 
An- und Aufbauten sind zulässig, wenn sie für sich dem Baugesetz oder der 
Bauordnung entsprechen. 
Mit Bezug auf Gebäude, die über die Baulinie hinausragen, bleibt § 120 vorbehalten. 
§ 121 Die Einrichtung neuer Wohnräume in bestehenden Gebäuden, deren Stockwerke 
nicht die in § 74 geforderte Mindesthöhe haben, ist unstatthaft. Umbauten zu 
Verkaufsmagazinen in solchen Gebäuden sind nur zulässig, wenn diese Magazine die 
Höhe von 2,4 m erhalten. 
§ 149. Die Direktion der öffentlichen Bauten kann im einzelnen Fall Abweichungen von 
den Vorschriften des dritten bis fünften Abschnittes dieses Gesetzes gestatten und 
andere geeignete Anordnungen treffen, sofern die besondere Zweckbestimmung des 
Gebäudes oder andere Verhältnisse es rechtfertigen und keine gesundheits- und 
feuerpolizeiliche Hindernisse im Wege stehen. 
Der Regierungsrat ist berechtigt, für bestimmte gleichartige Ausnahmefälle die 
Gemeindebehörde zur Erteilung der Ausnahmebewilligungen zu ermächtigen. 

Art. 2. 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der amtlichen Veröffentlichung des 
Erwahrungsbeschlusses des Kantonsrates in Kraft. // [S. 53] 
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Art. 3. 
Gemeinden, die über keine Bauordnung verfügen, gemäß § 68 aber zur Aufstellung 
einer solchen verpflichtet sind, haben diese spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes dem Regierungsrat zur Genehmigung vorzulegen, ansonst der 
Regierungsrat provisorische, für die Gemeinde verbindliche Bauordnungen aufstellen 
kann. 
Solange eine Gemeinde über keine Bauordnung verfügt, wird nach den Vorschriften 
des Gesetzes verfahren. 

Art. 4. 
Alle zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes von den Gemeindebehörden noch nicht 
erledigten Baugesuche sind nach den neuen Vorschriften zu behandeln. 
 
Der Kantonsrat, 
nach Einsichtnahme des Berichtes seines Büros über die Ergebnisse der 
Volksabstimmung vom 16. Mai 1943, 
wonach sich ergibt: 
Zahl der Stimmberechtigten 213416 
Eingegangene Stimmzettel 106809 
Annehmende sind 56420 
Verwerfende sind 35740 
Ungültige Stimmen 66 
Leere Stimmen 14583 
beschließt: 
Die Referendumsvorlage «Gesetz über die Abänderung und Ergänzung des 
Baugesetzes für Ortschaften mit städtischen Verhältnissen vom 23. April 1893» wird 
als vom Volke angenommen erklärt. 
 
Zürich, den 24. Mai 1943. 
 
Im Namen des Kantonsrates, 
Der Präsident: Der Sekretär: 
Dr. A. Guhl. E. Gugerli. 
 
 
[Transkript: OCR (Überarbeitung: jsn)/08.09.2015] 
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